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Betr.: Große Anfrage des Abgeordneten Dr. Warnke und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Regionale Strukturpolitik und Raumordnung 


Frage 1 

In welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, der Notwendigkeit der Verbesserung der 
Qualität des Lebens in den ländlichen Räumen 
und in den Randgebieten, in den Verdichtungs- 
räumen wie in den Großstädten künftig in der 
regionalen Strukturpolitik und Raumordnung 
gerecht zu werden? 

Antwort 

Diese Frage wie auch ein Teil der übrigen der Bun- 
desregierung in dieser Großen Anfrage gestellten 
Fragen berührt nicht nur die Zuständigkeit des Bun- 
des. So werden bestimmte Aufgaben in einzelnen 
Bund-Länder-Gremien beraten und abgestimmt, wie 
z. B. in den Planungsausschüssen der Gemeinschafts- 
aufgaben oder in der Ministerkonferenz für Raum- 
ordnung. Die Bundesregierung stellt in den nachfol- 
genden Antworten ihre Auffassung dar, die jedoch 
weitgehend den Auffassungen der Länder entspricht. 

Hinsichtlich der Frage 1 ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß bei den Planungen und Maßnahmen 
der Raumordnung und der regionalen Strukturpoli- 
tik neben den quantitativen Aspekten wie Bevölke- 
rungs- und Wirtschaftswachstum gleichrangige qua- 
litative Aspekte, d. h. die Erfordernisse einer ange- 
messenen Qualität des Lebens, beachtet werden müs- 
sen. Als Maßstab für eine angemessene Qualität des 
Lebens sieht die Bundesregierung das Verfassungs- 
gebot der Achtung der Würde des Menschen an; sie 
richtet demgemäß ihre Maßnahmen darauf aus, die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen des Menschen so- 
wie seine Umwelt so zu gestalten, v/ie er sie für 
seine Gesundheit und sein soziales Wohlbefinden 
braucht. 

Dieses Gesamtkonzept orientiert sich an der Tat- 
sache, daß die Bundesrepublik Deutschland aus räum- 
licher, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Sicht 
eine arbeitsteilige Leistungsgemeinschaft bildet. Die 
Gesamtentwicklung dieser Leistungsgemeinschaft 
steht in wechselseitiger funktionaler Beziehung zu 
der Entwicklung aller ihrer Teilräume. Entsprechend 
ihrer jeweiligen Vorrangfunktion sind die verschie- 
denen Räume des Bundesgebietes zu entwickeln und 
zu ordnen; im Rahmen der raumstrukturellen Auf- 
gabenteilung sind die funktionsgerechte Nutzung 
und die Verwirklichung der grundlegenden Ziele — 
gleichwertige Lebensbedingungen, Ausgleich zwi- 
schen den Nutzungsanforderungen der Gesellschaft 
im Hinblick auf die Belastbarkeit von Umwelt, Natur 
und Landschaft, Verbesserung der Wirtschaftsstruk- 
tur — zu gewährleisten. Als Aufgaben sind z. B. so 
unterschiedliche Ziele zu verwirklichen wie die Zu- 
ordnung ökologischer Ausgleichsräume zu den Ver- 
dichtungsräumen und anderen stark belasteten Ge- 
bieten oder die Mobilisierung der in einigen Teil- 


räumen ungenutzten oder schlecht genutzten Pro- 
duktionsfaktoren für das allgemeine Wirtschafts- 
wachstum, um das Wohlstands- und Einkommens- 
niveau in den wirtschafts- oder strukturschwachen 
Gebieten anzuheben. 

In der Vergangenheit hat sich die Lebensqualität in 
den verschiedenen Teilräumen des Bundesgebietes 
unterschiedlich entwickelt. In der Erkenntnis, daß 
Raumordnung und regionale Strukturpolitik nicht 
ausschließlich Wachstumspolitik sind, hat die Bun- 
desregierung bereits im Raumordnungsbericht 1970 
erklärt, daß bei räumlichen Entwicklungsplanungen 
auch die natürliche Leistungsfähigkeit eines Raumes 
als Maßstab zu berücksichtigen ist. Die in diesem Be- 
richt vorgeschlagenen Ziele und Strategien zur Ver- 
besserung der Lebensqualität sind im Umweltpro- 
gramm der Bundesregierung vom 29. September 1971 
weiter präzisiert worden. Damit ist zum ersten Mal 
eine umfassende Gesamtkonzeption zur Erhaltung 
und Wiederherstellung einer menschenwürdigen 
Umwelt, d. h. ein wesentlicher Beitrag zur Verbesse- 
rung der Lebensqualität, formuliert worden. Wesent- 
liches Ziel dieses Programmes ist eine Umweltpla- 
nung auf lange Sicht, die insbesondere durch Inte- 
gration des Umweltschutzes in alle Planungen und 
Maßnahmen der Raumordnung und der regionalen 
Strukturpolitik konkretisiert wird. 

Dieses Ziel hat sich auch die Ministerkonferenz für 
Raumordnung, der der Bundesminister des Innern 
und die für Raumordnung und Landesplanung zu- 
ständigen Minister und Senatoren der Länder ange- 
hören, in ihrer Entschließung „Raumordnung und 
Umweltschutz" vom 15. Juni 1972 zu eigen gemacht. 
Ferner wird der von der Bundesregierung am 13. 
September 1972 beschlossene Rauinordnungsbericht 
1972 die Zielvorstellungen zur Frage der Verbesse- 
rung der Qualität des Lebens weiter konkretisieren. 

Amch der Planungsausschuß der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur", dem unter dem Vorsitz des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und Finanzen die Wirtschafts- 
ininister und -Senatoren der Länder angehören, hat 
das Ziel der Verbesserung der Lebensqualität zur 
Grundlage der regionalen Strukturpolitik gemacht. 
In der Gemeinschaftsaufgabe wird diese Notwendig- 
keit somit ausdrücklich bei der Verwirklichung ihrer 
Ziele berücksichtigt und die erfolgreiche regionale 
Strukturpolitik der vergangenen Jahre fortgesetzt, 
die bereits zu merklichen Verbesserungen der Qua- 
lität des Lebens in benachteiligten Gebieten geführt 
hat. 

Der Verbesserung der Qualität der Lebensbedin- 
gungen in den verschiedenen Teilräumen dient auch 
das übergreifende Gesamtkonzept des Bundesraum- 
ordnungsprogrammes: Im Rahmen dieses in Aufstel- 
lung befindlichen Programmes ist die Bundesregie- 
rung bemüht, mit der Sicherung und Schaffung einer 
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hohen Umweltqualität, mit dem Abbau großer regio- 
naler Unterschiede in den allgemeinen Lebensbedin- 
gungen sowie der Sicherung der Grundlage für eine 
langfristige ausgewogene Wirtschaftsentwicklung 
die Qualität des Lebens zu verbessern. Da Fehlent- 
wicklungen der Siedlungs-, Infra- und Wirtschafts- 
struktur nicht immer kurzfristig ausgeglichen oder 
verhindert werden können, sollen langfristige Ent- 
wicklungsziele für die anzustrebende Raum- und 
Siedlungsentwicklung bis 1985 im Rahmen des Bun- 
desraumordnungsprogrammes festgelegt und der zu- 
künftige Einsatz raumwirksamer Bundesmittel koor- 
diniert und an diesen Zielen ausgerichtet werden. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, mit der Zusam- 
menfassung ihrer Bemühunqen in einem struktur- 
politischen Gesamtkonzept die Qualität der Lebens- 
bedingungen in den verschiedenen Teilräumen zu 
verbessern. 


Frage 2 

Besitzt die Bundesregierung einen Überblick 
über die Verteilungsgerechtigkeit zwischen den 
Teilräumen? Kann sie Auskunft geben über die 
räumliche Verteilung bei Entstehung und die 
räumliche Umverteilung bei Verwendung des 
Sozialprodukts zwischen den Verdichtungsräu- 
men und den Fördergebieten außerhalb der 
Verdichtungsräume? Welche Schritte hat sie 
unternommen und welche gedenkt sie zu unter- 
nehmen, um im Wege der Regionalen Gesamt- 
rechnung diese als Grundlage ihrer eigenen re- 
gionalpolitischen und raumordnerischen Ent- 
scheidungen notwendigen Daten zu erhalten? Ist 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
in der Lage, über die unterschiedlichen Lebens- 
haltungskosten (Nahrungsmittel, Treib- und 
Heizstoff, Mieten) in den einzelnen Teilräumen 
Auskunft zu geben? 

Antwort 

Zur Beurteilung der „Verteilungsgerechtigkeit" zwi- 
schen Teilräumen sind eine Vielzahl von Indikato- 
ren erforderlich. Hierzu gehören in erster Linie 
regionalisierte Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen, ferner auch zahlreiche weitere 
statistische Angaben, z. B. über Infrastruktureinrich- 
tungen, Einkommensschichtungen, privaten Ver- 
brauch, Beschäftigung, Preisniveau u. ä. 

Hinsichtlich regionalisierter Ergebnisse Volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnung ist davon auszugehen, 
daß sich ein vollständiges Kontenschema nur für ein 
geschlossenes Wirtschaftsgebiet, d. h. die Bundesre- 
publik als Ganzes, aufstellen läßt, nicht aber für 
Teilräume. Zahlreiche Größen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung, wie z. B. unverteilte Gewin- 
ne, indirekte Steuern, Finanzierungsströme usw., 
lassen sich statistisch nicht einwandfrei Teilräumen 
zuordnen. 


Für größere Einheiten, wie z. B. die größeren Bun- 
desländer, fallen derartige Mängel weniger ins Ge- 
wicht, weil sie sich im Gesamtbild nicht so stark 
bemerkbar machen. 

Die Aufstellung von Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen in dem beschriebenen Rahmen schei- 
tert ferner daran, daß das für kleine Einheiten vor- 
handene statistische Grundmaterial trotz laufender 
Verbesserung hierfür bei weitem nicht ausreicht 
und die dafür erforderliche Kapazität bei den Sta- 
tistischen Ämtern nicht verfügbar ist. Darüber hin- 
aus lassen sich einige erforderliche Daten der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung kleinräumlichen 
Einheiten statistisch überhaupt nicht sinnvoll zu- 
ordnen. 

Mit regionalen Berechnungen im Rahmen der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen befaßt sich seit 
geraumer Zeit unter Beteiligung des Statistischen 
Bundesamtes ein spezieller Arbeitskreis der Statisti- 
schen Landesämter. Trotz großer Bemühungen war 
es bisher nur möglich, abgestimmte Angaben über 
die Entstehung des Inlandsproduktes für Länder und 
Kreise zu veröffentlichen. Es ist vorgesehen, für die 
Länder ein - wenn auch stark aggregiertes - Gesamt- 
schema auszufüllen. Die entsprechenden Arbeiten 
sind im Gange. 

Unterhalb der Ebene der Länder gibt es zur Zeit nur 
geschätzte Angaben in mehrjährigen Abständen über 
die Entstehung des Bruttoinlandsprodukts in grober 
Gliederung nach Wirtschaftsbereichen für Kreise. 
Jährliche Berechnungen konnten im Rahmen des 
Arbeitskreises noch nicht vorgenommen werden. 
Durch verschiedene Erweiterungen der Originärsta- 
tistiken, die für die Zukunft angestrebt werden, wer- 
den sich diese Berechnungen noch verbessern und 
verfeinern lassen. Aus den Ergebnissen sind aller- 
dings nur Aussagen über die wirtschaftliche Lei- 
stungskraft der Kreise abzuleiten; die Ergebnisse 
geben jedoch keine Auskunft über die Versorgung 
der in den Kreisen lebenden Bevölkerung. 

Die Schätzung der Einkommen und des Verbrauchs 
der Bevölkerung in kleinräumlicher Gliederung be- 
reitet große Schwierigkeiten. Für Teile der Einkom- 
men dürften sich in Zukunft Größenvorstellungen 
durch Auswertung von Unterlagen der Steuerver- 
waltung, der Sozialversicherung u. ä. gewinnen las- 
sen, wenn die Automatisierung der Verwaltung 
weiter fortgeschritten ist. Eine Berechnung des pri- 
vaten Verbrauchs könnte auf zwei verschiedenen 
Wegen erfolgen: einmal auf indirektem Wege über 
den Absatz der ortsansässigen Betriebe; dieser Weg 
ist wegen der engen wirtschaftlichen Verflechtungen 
der Räume untereinander nicht gangbar. Zum ande- 
ren auf direktem Wege über eine umfassende Befra- 
gung der privaten Haushalte; dieser Weg kann je- 
doch wegen der großen Belastung der Befragten und 
der begrenzten verfügbaren Kapazitäten der Stati- 
stischen Ämter nicht in Betracht kommen. 

Wenn auch eine geschlossene Darstellung der Ein- 
kommen und des Verbrauchs der Bevölkerung in 
kleinräumlicher Gliederung nicht möglich sein wird, 
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so wird doch angestrebt, Indikatoren für wichtige 
Tatbestände bereitzustellen. Das Statistische Bundes- 
amt bemüht sich - entsprechend den Vorschlägen der 
Bundesregierung - in diesem Zusammenhang Schätz- 
methoden zu entwickeln, mit denen Lücken in den 
Ergebnissen statistischer Erhebungen geschlossen 
werden können. Derartige Schätzungen werden aller- 
dings nur für Kreise möglich sein, wobei die Anga- 
ben für Kreise häufig keinen eigenen Aussagewert 
besitzen, sondern nur als rechnerische Zwischen- 
größen für Zusammenfassungen zu größeren Raum- 
einheiten verwendet werden können. Für Raumein- 
heiten, deren Grenzen sich nicht mit Kreisgrenzen 
decken, lassen sich aus diesem Material keine Er- 
gebnisse ableiten. Dies trifft z. B. für die nach Ge- 
meinden abgegrenzten Verdichtungsräume zu; es sei 
denn, man würde sich mit einer sehr groben Ab- 
grenzung der Verdichtungsräume auf Kreisebene 
begnügen. 

Statistische Daten über aus dem Verbraucherpreis- 
niveau resultierende eventuelle Unterschiede der 
Lebenshaltungskosten in den einzelnen Teilräumen 
liegen nicht vor. Die preisstatistischen Erhebungen 
des Statistischen Bundesamtes sind methodisch auf 
den Nachweis der Preisentwicklung im Zeitablauf 
ausgerichtet. Die dabei anfallenden Ergebnisse las- 
sen Aussagen über regionale Preisunterschiede nicht 
zu. 

Eine Erweiterung der Preisstatistik mit dem Ziel, 
Verbraucherpreisvergleiche zwischen einzelnen Teil- 
räuinen anzustellen, stehen Schwierigkeiten entge- 
gen, die der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen am 30. Mai 1972 in seiner Antwort auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider 
(Nürnberg), Kiechle, Schedl, Niegel, Geisenhofer und 
Genossen betr. Regionalisierung und Aktualisierung 
der amtlichen Preisstatistik, Drucksache VI/3462, 
Punkt 2 ausführlich dargestellt hat. 

Daten über Infrastruktureinrichtungen in regionaler 
Untergliederung fallen zwar aus verschiedenen sta- 
tistischen Erhebungen an; weitere Unterlagen für 
größere Gemeinden liefert die Städtestatistik. Das 
vorhandene statistische Instrumentarium ist jedoch 
insgesamt noch unzureichend. Die in Angriff genom- 
menen Arbeiten zur Vervollständigung des statisti- 
schen Nachweises von Infrastruktureinrichtungen 
konzentrieren sich aber zunächst auf eine Verbesse- 
rung der einschlägigen Statistiken innerhalb des 
Produzierenden Gewerbes, insbesondere im Sektor 
Bauwirtschaft. 

Im Rahmen der amtlichen Statistik werden im ver- 
stärktem Umfange Angaben für größere nicht ad- 
ministrative Raumeinheiten bereitgestellt, so z. B. 
für Gebietseinheiten des Bundesraumordnungspro- 
grammes, Gebiete der regionalen Aktionsprogram- 
me, Verdichtungsräume, hinter der allgemeinen Ent- 
wicklung zurückgebliebene Gebiete u. ä.. Darüber 
hinaus wird geprüft, inwieweit Stichprobenerhebun- 
gen für die Ermittlung von entsprechenden Ergeb- 
nissen angewendet werden können. Das würde u. a. 
erlauben, für bestimmte Raumeinheiten, deren Ab- 
grenzung einigermaßen konstant ist, zusätzliche Aus- 


sagen über die räumliche Verteilung der Einkommen 
zu erhalten. 

Die Bundesregierung hat ihre Vorstellungen zum 
notwendigen Ausbau der Regionalstatistik ausführ- 
lich im Raumordnungsbericht 1970 dargestellt. Wei- 
tere Ausführungen sind im Raumordnungsbericht 
1972 enthalten. Des weiteren hat die Länderwirt- 
schaftsministerkonferenz auf Initiative des Planungs- 
ausschusses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" in diesem 
Jahr einen grundsätzlichen Beschluß zur Verbesse- 
rung der Regionalstatistik gefaßt. Ferner ist vom 
Bundeskabinett der Entwurf des Gesetzes über Um- 
weltstatistiken vom 27. Juni 1972, das einen wich- 
tigen Beitrag zur Regionalisierung speziell umwelt- 
relevanter Daten liefern soll, verabschiedet worden. 


Frage 3 

Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage, 
die regionale Aufgliederung der raumwirksa- 
men Ausgaben des Bundes vorzulegen und sie 
zugleich nach Verdichtungsräumen und Förder- 
gebieten außerhalb der Verdichtungsräume zu- 
sammenzufassen? 

Antwort 

Eine Regionalisierung raumwirksamer Bundesmittel 
(regionale Aufgliederung der raumwirksamen Aus- 
gaben des Bundes) soll erstmals im Rahmen des 
Bundesraumordnungsprogrammes für die Haushalts- 
jahre 1969 und 1970 vorgelegt werden. Die regionale 
Aufgliederung der Mittel wird nach 38 Gebietsein- 
heiten vorgenommen. Weiterhin werden die auf jede 
Gebietseinheit in den betreffenden Haushaltsjahren 
entfallenden raumwirksamen Bundesmittel nach 
wichtigen Infrastruktur- und Wirtschaftsbereichen 
aufgegliedert. 

Dadurch wird zum ersten Mal auf Bundesebene ein 
Vergleich ermöglicht, wie sich die raumwirksamen 
Bundesmittel in der Vergangenheit auf Gebietsein- 
heiten und innerhalb dieser auf einzelne sektorale 
Bereiche verteilt haben. Damit wird es auch möglich, 
einen großräumigen Vergleich des Mitteleinsatzes 
in stark verdichteten Räumen einerseits und mehr 
ländlichen Gebieten andererseits anzustellen. 

Die damit in die Raumordnungspolitik eingeführte 
Transparenz des räumlichen Mitteleinsatzes wird 
sich in dem Maße erhöhen lassen, in dem sich die 
Regionalisierung im Rahmen der Fortschreibung des 
Bundesraumordnungsprogrammes auf die anschlie- 
ßenden Haushaltsjahre erstreckt und verfeinert und 
ausgebaut werden kann. 


Frage 4 

Ist sich die Bundesregierung der Notwendigkeit 
bewußt, zur Vermeidung der negativen Folgen 
unkontrollierten Wachstums in Ballungsräumen 
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das regionalpolitische Instrumentarium zu er- 
gänzen, z. B. durch Zurechnung der sozialen und 
wirtschaftlichen Folgekosten für Investitionen 
in Räumen jenseits des Optimums der Verdich- 
tung? Welche Schritte wird sie in welchen Fri- 
sten zur Verwirklichung eines solchen Folge- 
kostenbeitrages unternehmen? 

Antwort 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Raumordnungsgesetzes 
soll eine Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten 
angestrebt werden. Die besonderen Probleme in eini- 
gen Verdichtungsräumen oder Teilen von ihnen | 
geben allerdings Anlaß, deren weitere Entwicklung | 
mit besonderer Sorgfalt zu beobachten. Die Bundes- j 
regierung ist aber dex Aiifiassuiiy, daß vui die Eiii- | 
leitung direkter, möglicherweise nicht niarktkonfor- | 
iner Maßnahmen zur Begrenzung der Entwicklung in j 
diesen Räumen eine genaue Analyse der jeweiligen ! 
Verhältnisse sowie der beabsichtigten Ziele und 
Wirkungen gestellt werden muß. Das Bundesraum- 
ordnungsprogramm wird einen Beitrag zur Lösung 
dieser differenzierten Problematik liefern. 

Die Bedeutung der Verdichtungsräume mit ausge- 
wogenen Sozial-, Infra- und Wirtschaftsstrukturen 
ist darin zu sehen, daß sie eine wesentliche Voraus- 
setzung für den hohen Leistungsstandard von Ge- 
sellschaft, Staat und Wirtschaft sind. Sie tragen zur 
Attraktivität der städtischen Lebensformen bei und 
bieten die für die meisten Bereidie der Wirtschaft 
günstigsten Voraussetzungen für eine optimale 
Kombination der Produktionsfaktoren. Damit schaf- 
fen sie die Grundlagen für ein stabiles Wirtschafts- 
wachstum und ermöglichen einen intensiven regio- 
nalen, nationalen und internationalen Wettbewerb. 
Innerhalb dieser Verdichtungsräume befinden sich in 
der Regel Gebiete mit ausgeglichenen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen. Daneben sind aber auch Teil- 
gebiete mit nachteiligen Verdichtungsfolgen vorhan- 
den. Das können u, a. sein: 

— außergewöhnlich hohe Aufwendungen für not- 
wendige Infrastrukturmaßnahmen, 

— übermäßige Umweltbeeinträchtigungen, 

— im Verhältnis zum Verkehrsbedarf unzureichende 
Verkehrseinrichtungen, vor allem des öffent- 
lichen Personennahverkehrs, 

— städtebaulich ungeordnete Verdichtung und Funk- 
tionsteilung, 

— Fehlen einer Strukturierung durch innerstädti- 
sche Zentren. 

Die Zielsetzungen für die Verdichtungsräume und 
für die angrenzenden Gebiete sowie die entsprechen- 
den zeitlich und sachlich gebündelten Maßnahmen — 
in erster Linie Ordnungs-, aber auch Entwicklungs- 
maßnahmen — müssen im einzelnen auf den jewei- 
ligen Verdichtungsraum unter Berücksichtigung sei- 
ner Teilgebiete abgestellt werden; dabei ist es erfor- 
derlich, die vielschichtigen Entwicklungsmerkmale 
des jeweiligen Verdichtungsraumes zu erfassen. 

ln den bestehenden Verdichtungsräumen wird es in 
erster Linie darauf ankommen, ihre Leistungsfähig- 


keit durch eine Verbesserung der Struktur- und Um- 
weltbedingungen zu sichern und zu erhöhen. Dies 
soll vor allem durch 

— Neuordnung der Flächennutzung, u, a, durch 
städtebauliche Entwicklungs- und Sanierungs- 
maßnahmen, 

— Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, 

— Sicherung und Ausbau von Freizeit-, Erholungs- 
und Grünanlagen, 

- Maßnahmen des Umweltschutzes, 

— Ausbau von Entlastungsorten 
erreicht werden. 

Daneben sollen in Verdichtungsräumen, deren Ent- 
wicklung stagniert oder rückläufig ist, solche Maß- 
nahmen gefördert werden, die 

-- zu einer Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
beitragen und gewerbliche Monostrukturen ab- 
bauen, 

die großräumigen Standortvorteile verbessern, 

— bestimmte Sektoren des Infrastrukturangebots 
erweitern, 

— der besseren und bedarfsgerechteren Versor- 
gung der Bevölkerung mit Wohnraum dienen. 

Von der Bundesregierung sind in vielen Bereichen 
Schritte zur Beseitigung nachteiliger Verdichtungs- 
folgen in Angriff genommen worden und werden 
verstärkt fortgesetzt. Ein genereller Folgekosten- 
beitrag kann jedoch so lange nicht erwogen werden, 
wie eine gerechte Zuordnung volkswirtschaftlicher 
Kosten auf einzelne Investitionsbereiche nicht mög- 
lich ist. Es ist zu erwarten, daß mit zunehmender 
Genauigkeit der Zurechnungsmethoden dieses Pro- 
blem in absehbarer Zeit neuen Lösungsmöglichkeiten 
zugeführt werden kann. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß - abgesehen von der Schwierigkeit der 
Bestimmung eines „Verdichtungsoptimums'' - nur 
ein sachlich und zeitlich abgestimmtes Bündel von 
Ordnungs- und Entwicklungsmaßnahmen die Pro- 
bleme der einzelnen Verdichtungsräume zu lösen 
vermag. 

Bereits jetzt leistet die- regionale Strukturpolitik als 
innere Entwicklungspolitik einen wesentlichen Bei- 
trag zur Beseitigung oder Verhinderung negativer 
Verdichtungsfolgen. Im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" führt die Bundesregierung gemeinsam mit 
den Ländern ihre Maßnahmen zur Förderung der 
gewerblichen Wirtschaft und des Ausbaus der Infra- 
struktur im Zonenrandgebiet und in Gebieten durch, 

— deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bun- 
desdurchschnitt liegt oder erheblich darunter ab- 
zusinken droht, oder 

— in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, die 
vom Strukturwandel in einer Weise betroffen 
oder bedroht sind, daß negative Rückwirkungen 
auf das Gebiet in erheblichem Umfang eingetre- 
ten oder absehbar sind. 

Durch diese Förderung schafft die regionale Struk- 
turpolitik einen Ausgleich zu den Verdichtungsräu- 
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men ohne die dort zunehmenden nachteiligen Ver- 
dichtungsfolgen. Sie führt die Fördergebiete durch 
die Entwicklung regionaler Schwerpunkte an das ge- 
samtwirtschaftliche Wachstum heran. Negative Ver- 
dichtungsfolgen können hierdurch vermieden, be- 
stehende Verdichtungsräume entlastet werden. 


Frage 5 

Ist sichergestellt, daß die passive Sanierung 
ländlicher Räume oder von Randgebieten ver- 
hindert wird durch ein Netz von Förderungs- 
schwerpunkten, dessen Dichte keinesfalls unter 
der heutigen Dichte der Schwerpunktorte der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" liegen darf? 

Antwort 

Was die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" betrifft, so stellt die 
Bundesregierung sicher, daß die passive Sanierung 
ländlicher Räume oder von Randgebieten verhindert 
wird. Sie ist ebenso wie die mit ihr im Planungsaus- 
schuß der Gemeinschaftsaufgabe vertretenen Länder 
der Auffassung, daß eine zu große Zahl von Schwer- 
punkten für die Förderung der Ansiedlung von Be- 
trieben des verarbeitenden Gewerbes die Entwick- 
lungschancen der einzelnen Schwerpunkte schmälert 
und zugleich die Effizienz der regionalen Wirt- 
schaftspolitik mindert. Der Planungsausschuß hat da- 
her der Festlegung neuer Schwerpunktorte nur unter 
der Voraussetzung zugestimmt, daß zugleich im Aus- 
tausch andere Schwerpunkte zur Löschung vorge- 
schlagen werden. Die Zahl von insgesamt 312 
Schwerpunkten soll sich im 2. Rahmenplan gegen- 
über dem 1. Rahmenplan nicht ändern. 

Eine objektive Überprüfung ist erst im Zuge der 
Erfolgskontrolle möglich, wobei eindeutig ist, , daß 
nicht die Konservierung einer bestimmten Zahl von 
Entwicklungsschwerpunkten, sondern die Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur als Beitrag 
zur Verbesserung der Qualität des Lebens das Ziel 
regionaler Strukturpolitik ist. Letztlich kann eine 
Förderung erst dann als erfolgreich angesehen wer- 
den, wenn kein Schwerpunktort in den Fördergebie- 
ten mehr der Förderung bedarf. 

Im Bundesraumordnungsprogramm wird die Forde- 
rung nach einer ausgewogenen schwerpunktmäßi- 
gen Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätte sowie 
der Zusammenfassung der Infrastruktur in Schwer- 
punkten bzw. der Bündelung bestimmter Infrastruk- 
tureinrichtungen in Entwicklungsachsen konkreti- 
siert. Es wird davon ausgegangen, daß die infra- 
strukturelle Grundausstattung der Siedlungen im 
Verflechtungsbereich sichergestellt wird. Im Bundes- 
raumordnungsprogramm werden Grundsätze für den 
Ausbau der Siedlungsstruktur aufgestellt und unter 
Berücksichtigung der Entwicklungsprogramme und 
-pläne der Länder ein System von Entv/icklungs- 


schwerpunkten und Entwicklungsachsen ausgewie- 
sen. Dieses Punkt-Band-System soll eine Beeinflus- 
sung des knappen Entwicklungspotentials (Bevölke- 
rungszuwachs, Kapital) in der Weise ermöglichen, 
daß es vorrangig den Gebieten zugute kommt, in 
denen fehlende oder nicht voll funktionsfähige Ober- 
zentren und zentrale Orte mittlerer Stufe geschaffen 
oder entwickelt werden müssen. Entwicklungs- 
schwerpunkte sollen nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung eine Mindestbevölkerung von 
40 000 Einwohnern im Verflechtungsbereich um- 
fassen oder bis spätestens 1985 erreichen. In dünn 
besiedelten Gebieten kann in begründeten Ausnah- 
mefälien (z. B. im Zonenrandgebiet) ein Unterschrei- 
ten dieses Schwellenwertes in Betracht kommen, 
nicht jedoch unter 20 000 Einwohner. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
funktionsgerechte Aufgabenteilung zwischen zentra- 
len Orten sowie Entwicklungsschwerpunkten und 
Entwicklungsachsen durch 

- die Förderung der Verdichtung durch den Ausbau 
leistungsfähiger und attraktiver Entwicklungs- 
schwerpunkte, 

- die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Infrastruktureinrichtungen in zumutbarer Zeit- 
Kosten-Entfernung, 

- die Erhaltung ausreichender Freiräume 
ermöglicht wird. Sie ist der Ansicht, daß dadurch 
eine passive Sanierung ländlicher Räume verhindert 
wird. 


Frage 6 

Ist die Bundesregierung bereit, den sozialen 
Wohnungsbau einschließlich Wohnungseigen- 
tum als erstrangiges Mittel der Arbeitnehmer- 
förderung in den Fördergebieten anzuerkennen, 
und welche Verteilung der Finanzmittel ihres 
Wohnungsbauprogramms, anteilmäßig und in 
absoluten Zahlen, beabsichtigt sie dementspre- 
chend? 

Antwort 

Die Förderung des sozialen Wohnungsbaues dient 
der Wohnungsversorgung breiter Schichten der Be- 
völkerung (§ 1 II. WoBauG). Der Kreis der Begün- 
stigten wird durch die in § 25 II. WoBauG festgelegte 
Einkommensgrenze bestimmt; hierdurch werden im 
sozialen Wohnungsbau vorzugsweise Arbeitnehmer 
berücksichtigt. Darüber hinaus trägt das Lang- 
fristige Wohnungsbauprogramm der Bundesre- 
gierung der Bedeutung des sozialen Wohnungsbaues 
für Arbeitnehmer in speziellen Förderungsgebieten 
Rechnung. Die Förderung umfaßt dabei Mietwoh- 
nungsbau und Eigentumsmaßnahmen. So werden im 
Zonenrandgebiet von den Mitteln der Grundförde- 
rung 14 Mio DM und weitere Mittel nach § 5 Zonen- 
randförderungsgesetz ausschließlich für den Bau von 
I Wohnungen für Facharbeiter und Schlüsselkräfte der 
I Industrie eingesetzt. Ausführlich nimmt die Bun- 
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desregierung in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Junghans und Genossen und der 
Fraktionen der SPD, FDP betr. Regionale Struktur- 
politik (Drucksache VI/3616, Frage 6) Stellung. Dar- 
über hinaus kommt eine quotale Aufteilung der Bun- 
desmittel für das Sozialprogramm auf bestimmte 
Gebiete nicht in Betracht, da die Bundesmittel ge- 
meinsam mit den umfangreicheren Ländermitteln der 
Finanzierung der Wohnungsbauprogramme der Län- 
der dienen. Den Ländern wird jedoch durch die Richt- 
linien für den Einsatz von Bundesmitteln zur Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaues (Einsatzrichtlinien 
1971) vom 30. März 1971 (GMBl. S. 152), die sowohl 
für den Einsatz der Mittel der Grundförderung 
(150 Mio DM jährlich) als auch der Mittel des Inten- 
sivprogramms (250 Mio DM jährlich) gelten, zur Auf- 
lage gemacht, Maßnahmen der Sliukturverbcsscrung 
im Interesse der Schaffung neuer Arbeitsplätze mit 
Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaues abzustim- 
men. Insbesondere sollen dabei Förderungsmaßnah- 
men im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' un- 
terstützt werden. 

Daneben ist das Regionalprogramm des langfristigen 
Wohnungsbauprogramms, das die Förderung von 
jährlich 50 000 Wohneinheiten durch den Bund vor- 
sieht, besonders auf die Förderung des Wohnungs- 
baues für Arbeitnehmer ausgerichtet. In diesem Pro- 
gramm wird der Wohnungsbau zugunsten solcher 
Wohnungssuchender gefördert, deren Einkommen 
bis zu 40®/o über der jeweiligen Einkommensgrenze 
des § 25 11. WoBauG liegt. Es fördert insbesondere 
Facharbeiter und Schlüsselkräfte der Industrie, deren 
Einkommen zwar über der Grenze des § 25 11. 
WoBauG liegt, die aber noch nicht die hohen Mieten 
bzw. Lasten freifinanzierter Neubauten tragen kön- 
nen und deshalb eine Starthilfe benötigen. Die ent- 
sprechenden Aufwendungsdarlehen sind nach den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung sowie 
des Städtebaus einzusetzen. 

Gefördert wird der Wohnungsbau im Regionalpro- 
gramm in folgenden Schwerpunkten: 

a) Entwicklungsschwerpunkte in wirtschaftlich 
schwachen Gebieten oder solchen mit einseitiger 
Wirtschaftsstruktur; insbesondere sollen Förde- 
rungsmaßnahmen im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" durch flankierende Wohnungs- 
baumaßnahmen unterstützt werden; 

b) Orte mit starkem Wohnungsbedarf, insbesondere 
im Einzugsbereich vorhandener oder neu zu schaf- 
fender Arbeitsplätze; 

c) städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsge- 
biete. 

Eine quotale Aufteilung der Förderungsmittel des 
Regionalprogramms auf die genannten Schwerpunk- 
te (Buchstaben a bis c) ist nicht vorgesehen. 

Im Regionalprogramm sind im Jahre 1971 (1. Jahres- 
programm) nahezu 50 Vo der Wohnungen als Eigen- 
tumsmaßnahmen gefördert worden. Nach den Vor- 
anmeldungen der Länder werden auch im Jahre 1972 


mindestens 50 ^/o der Wohnungen als Eigentumsmaß- 
nahmen gefördert werden. 


Frage 7 

Wie gedenkt die Bundesregierung der Not- 
wendigkeit zu entsprechen, beim Ausbau der 
Bundesfernstraßen neben der Verkehrsbelastung 
in Zukunft stärker die Erschließungsfunktion zu 
berücksichtigen? 


Antwort 


Die Bundesregierung ist sich der Notwendigkeit be- 
wußt, beim Ausbau der Bundesternstraßen neben 
dem Verkehrsbedarf insbesondere die Erschließungs- 
funktion des Straßennetzes zu berücksichtigen. Bei 
der Aufstellung des „Bedarfsplanes für die Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985" wurde die- 
sem, vor allem aus der Sicht der Raumordnung und 
regionalen Strukturpolitik wichtigen Anliegen in 
möglichem Umfang Rechnung getragen. 

So wurden Prognosen der Bevölkerungs- und Ar- 
beitsplatzentwicklung bis zum Jahre 1995 erstellt, 
und zwar auf der Grundlage von 78 statistischen 
Raumeinheiten, die gemeinsam mit den Ländern nach 
raumordnerischen Gesichtspunkten abgegrenzt wur- 
den und die auch den übrigen Untersuchungen ver- 
kehrstechnischer, verkehrsplanerischer und ökono- 
mischer Art als regionale Grundlage dienten. Fer- 
ner wurden - ebenfalls im Zusammenwirken mit 
den Ländern und unter Beachtung raumordnerischer 
Erfordernisse - die Voraussetzungen für die Berück- 
sichtigung des Verbindungs- und Erschließungsbe- 
darfs erarbeitet. Dabei wird als Erschließungsbedarf 
die Notwendigkeit verstanden, den nächstgelegenen 
bedeutenderen zentralen Ort, der einen spezialisier- 
ten höheren Bedarf zu decken in der Lage ist, in einer 
zumutbaren Zeit zu erreichen. Zur Ermittlung dieses 
Erschließungsbedarfs wurden auf der Grundlage der 
von der Landesplanung als Oberzentren festgelegte 
Orte „Verkehrsschwerpunkte", in der Regel Städte, 
die mit ihrem Umland mehr als 50 000 Einwohner 
haben, ausgewählt. Um jeden dieser Verkehrs- 
schwerpunkte wurde, ausgehend von dem im Jahre 
1969 vorhandenen Straßennetz, eine Zeitzone von 
einer Stunde Pkw-Fahrtzeit gebildet. Außerhalb die- 
ser so umgrenzten, ausreichend erschlossenen Räume 
ergaben sich dabei die folgenden größeren Gebiete, 
von denen alle als Verkehrsschwerpunkte ermittel- 
ten zentralen Orte mehr als eine Pkw-Stunde ent- 
fernt liegen: 


Oberpfälzer Wald/Bayerischer Wald/ 
östliches Niederbayern (südlich der 
Donau) mit etwa 

Emsland, Nordwest-Niedersachsen 

mit etwa 

Nordost- Württemberg/ Westmittel- 
franken mit etwa 

Eifel/Hunsrück mit etwa 


1 3 000 qkm 

9 000 qkm 

8 000 qkm 
8 000 qkm 
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Süd- Württemberg/Schwarzwald 

mit etwa 7 000 qkm 

Mittel- und Nordhessen/Ostwestfalen 

mit etwa 4 000 qkm 

Westküste Schleswig-Holstein 

mit etwa 3 000 qkm. 

Kennzeichnend für diese Gebiete ist, daß sie ohnehin 
besonders strukturschwach sind und deshalb in die 
regionalen Förderungsmaßnahmen des Bundes bzw. 
der Länder einbezogen wurden. 

Bei der Festlegung des Ausbaubedarfs und der 
Dringlichkeitsreihung wurden diese unzureichend er- 
schlossenen Gebiete besonders berücksichtigt. So 
wurden z. B. bei der Bedarfsermittlung in geeigne- 
ten Fällen größere Straßenquerschnitte (Geschwin- 
digkeitsfahrbahnen) vorgesehen, die auch in den 
Spitzenzeiten hohe Reisegeschwindigkeiten ermög- 
lichen und damit zur besseren Erschließung beitra- 
gen. Bei der Dringlichkeitsreihung wurden in diesen 
Gebieten geringere Schwellenwerte zugrunde gelegt, 
so daß eine Reihe von Maßnahmen eine höhere 
Dringlichkeit erhalten hat, als dies bei Anwendung 
der üblichen Schwellenwerte der Fall gewesen wäre. 

Der Bundesminister für Verkehr hat aufgrund des 
Gesetzes über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
1971 bis 1985 nach Ablauf von jeweils fünf Jahren 
zu prüfen, ob der Bedarfsplan - unter Beachtung 
des Raumordnungsgesetzes - der Verkehrsentwick- 
lung anzupassen ist. Da der Bau von Verkehrs- 
wegen allein die Erschließung strukturschwacher 
Räume nicht gewährleisten kann, wird auch bei einer 
solchen Fortschreibung des Bedarfsplanes für die 
dann noch erschließungsbedürftigen Gebiete erneut 
zu untersuchen sein, welche anderen strukturver- 
bessernden Maßnahmen - neben dem Bau von Stra- 
ßen - erforderlich sind. 


Frage 8 

Beabsichtigt die Bundesregierung, von ihrer bis- 
herigen Praxis der weitgehenden Ausschließung 
der Handwerks- und Handelsbetriebe bei Ge- 
währung der Investitionszulage abzugehen? 
Falls nicht, welche gezielten Maßnahmen beab- 
sichtigt sie für den Dienstleistungsbereich? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist zusammen mit den Bundes- 
ländern (siehe Beschluß des 1. Rahmenplanes der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur", Drucksache VI/2451 vom 
14. Juli 1971) der Auffassung, daß die Kriterien der 
Förderungswürdigkeit regionalwissenschaftlich fun- 
diert sind und weder die Bevorzugung noch den 
Ausschluß von bestimmten Wirtschaftsbereichen zum 
Ziel haben, sondern eine ökonomisch optimale und i 
den knappen Mitteln entsprechende Ausgestaltung i 
der Maßnahmen. Es werden daher Investitionsvor- ■ 
haben mit einem primären Anstoßeffekt gefördert, j 


d. h. solche Projekte, die einen zusätzlichen dauer- 
haften Einkommensfluß aus den wirtschaftsstärke- 
ren Gebieten in der Förderregion auszulösen ver- 
mögen, die aber in der Regel ohne diese Hilfen in 
den Förderregionen nicht ausreichend expandieren 
würden. 

Im übrigen stehen für Unternehmen des Handels, des 
Handwerks und des Kleingewerbes in den Förder- 
gebieten unter mittelstandspolitischem Aspekt spe- 
ziell zugeschnittene und gut genutzte Förderungs- 
maßnahmen zur Verfügung. Kleine und mittlere 
Unternehmen kommen in den Genuß von ERP-Mit- 
teln, des Programms zur Verbilligung der Kredit- 
belastung für kleinere Unternehmen und/oder Unter- 
nehmen in bestimmten Regionen sowie von Pro- 
grammen zur Verbilligung der betriebswirtschaft- 
lichen Beratung. Mit weiteren Mitteln werden vor 
allem überbetriebliche Aus- und Fortbildung ge- 
fördert, Kooperationen erleichtert und Rationalisie- 
rungsmaßnahmen finanziert. Ausführlich nimmt die 
Bundesregierung in der Kleinen Anfrage der Frak- 
tionen der SPD, FDP zur Förderung der kleinen 
und mittleren Unternehmen (Drucksache VI/3617 
vom 22. Juni 1972) Stellung. 


Frage 9 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Fremdenverkehrsförderung in den struktur- 
schwachen ländlichen Räumen zu intensivieren? 
Welche Möglichkeiten sieht sie, für diesen 
Zweck auch Mittel der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" einzusetzen? 

Antwort 

I Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
I rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" werden in 
I den dafür geeigneten Räumen der Fördergebiete 
i gewerbliche und öffentliche Fremdenverkehrsinve- 
i stitionen ebenso wie die übrigen gewerblichen In- 
vestitionen und Infrastrukturinvestitionen gefördert. 

; Auch im 2. Rahmenplan von 1973 bis 1976 sind wie- 
I der beträchtliche Mittel für den Ausbau öffentlicher 
i Fremdenverkehrseinrichtungen (rd. 325 Mio DM) so- 
wie für Maßnahmen im Fremdenverkehrsgewerbe 
(rd. 238 Mio DM) vorgesehen. Das Fremdenverkehrs- 
gewerbe kommt außerdem in den Genuß der bereits 
in Frage 8 genannten ERP-Programme, der Program- 
me für kleine und mittlere Unternehmen sowie der 
Förderung überbetrieblicher Aus- und Fortbildung, 
von Kooperationen und Rationalisierungsmaßnah- 
men. Ausführlich hat die Bundesregierung hierzu in 
der Beantwortung der Kleinen Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion zur Situation und Förderung des deut- 
schen Fremdenverkehrs Stellung genommen (Druck- 
sache VI/3287 vom 17. März 1972). 

Eine unmittelbare Fremdenverkehrsförderung in den 
strukturschwachen ländlichen Räumen aus Mitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
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Struktur und des Küstenschutzes" ist nicht möglich. 
Die spezifischen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur schaffen aber günstige Vorausset- 
zungen für die Nutzung des ländlichen Raumes für 
Freizeit, Erholung und Fremdenverkehr. Dies gilt 
insbesondere für die Flurbereinigung mit ihrer Be- | 
reitstellung von Flächen für Fremdenverkehrsinfra- ' 
Struktur und deren teilweisen Ausbau wie auch 
für wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische i 
Maßnahmen und für Maßnahmen zur Verbesserung ; 
in landwirtschaftlichen Wohnhäusern. Dadurch wird 
die Möglichkeit „Urlaub auf dem Bauernhof" ver- 
bessert. 

Daneben besteht im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struklui" die Möglichkeit, in ländlicbf^n Gebieten, 
in denen der Fremdenverkehr Nebenerwerbsmög- 
iiehkeiten für die Bevölkerung bietet, Zuschüsse für 
den Ausbau von Privatzimmern zu gewähren. 


Frage 10 

In welcher Weise haben sich die Maßnahmen 
der regionalen Aktionsprogramme positiv auf 
die Lebens- und Arbeitsverhältnisse in der 
Landwirtschaft ausgewirkt? 

Antwort 

Wichtigste Maßnahme im Rahmen der regionalen 
Wirtschaftsförderung durch die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" ist zur Zeit noch die Schaffung neuer außer- 
landwirtschaftlicher Arbeitsplätze. In den Jahren 
1969 bis 1971 wurden 296 000 neue Arbeitsplätze 
gefördert. Weitere 460 000 Arbeitsplätze sollen im 
Zeitraum von 1972 bis 1975 in den Fördergebieten 
hinzukommen. Ein großer Teil der neugeschaffenen 
Arbeitsplätze wurde von ausscheidenden Landwirten 
besetzt. Der genaue Anteil wird derzeit ermittelt. 

Die positive Wirkung der durchgeführten Förder- 
maßnahmen auf die Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
in der Landwirtschaft läßt sich jedoch auch bereits 
ohne exakte Zahl bestätigen, da die Vorausset- 
zungen für ein Ausscheiden aus der Landwirtschaft 
ohne wirtschaftliche Benachteiligung geschaffen wur- 
den. Damit werden gleichzeitig Verbesserungen der 
landwirtschaftlichen Einkommen erreicht, die ohne 
eine Verringerung der in der Landwirtschaft tätigen 
Arbeitskräfte und der damit verbundenen Produk- 
tivitätssteigerung nicht in dem Maße möglich wären. 
Die spezifischen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur werden nachhaltig unterstützt und der 
Übergang in andere Berufe durch das geschaffene 
außerlandwirtschaftliche Angebot wesentlich erleich- 
tert. Die Ausnutzung der gebotenen Chancen ist 
aber letztlich der individuellen Entscheidung jedes 
einzelnen überlassen, die jedoch durch intensive Be- 
ratung gefördert wird. 

Darüber hinaus haben die vielfältigen Maßnahmen 
der regionalen Strukturpolitik im Bereich der Förde- 
derung der wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie vor 


allem die Maßnahmen zur Erhöhung des Wohn- und 
Freizeitwertes in den ländlichen Räumen zur Verbes- 
serung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse in der 
Landwirtschaft beigetragen. Diese Maßnahmen ge- 
winnen zunehmend an Bedeutung. 


Frage 11 

Wie gedenkt die Bundesregierung eine wirk- 
same Abstimmung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" mit der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
zu bewerkstelligen? 

Antwort 

Mit den Gesetzen über die Gemeinschaftsaufgaben 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" sind Planungsinstrumente geschaffen 
worden, die für einen mittelfristigen Zeitraum wirk- 
sam werden. Die Abstimmung beider Gemeinschafts- 
aufgaben ist sichergestellt. Die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
stellt mit ihren Maßnahmen zur Schaffung außer- 
landwirtschaftiicher Arbeitsplätze eine wesentliche 
Voraussetzung für Maßnahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" dar. Beide Gemeinschaftsaufgaben- 
gesetze weisen in ihren Grundsätzen und in ihren 
Rahmenplänen ausdrücklich auf die Notwendigkeit 
der Abstimmung der Planung und Durchführung 
der Maßnahmen hin. Eine ständige gegenseitige 
Beteiligung der jeweiligen Ressorts in den Gremien 
der Gemeinschaftsaufgaben wird praktiziert. 

Eine Koordinierung der Gemeinschaftsaufgaben un- 
ter dem Aspekt der Raumordnung erfordert lang- 
fristige Zielvorstellungen über die zukünftige Raum- 
und Siedlungsstruktur. Ziele dieser Art legen nicht 
nur die Länder im Rahmen der Landes- und Regio- 
nalplanung fest; audi der Bund legt seinen struk- 
turpolitischen Aktivitäten solche Ziele zugrunde. Sie 
sollen - soweit sie sich auf die räumliche Entwick- 
lung des Bundesgebietes in seiner Gesamtheit bezie- 
hen - im Bundesraumordnungsprogramm in ein 
System gebracht und aufeinander abgestimmt wer- 
den. 


Frage 12 

Wie kann nach Vorstellung der Bundesregierung 
eine parlamentarische Kontrolle der Maßnah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" erfolgen, 
die dem Parlament über das Budgetrecht hinaus 
Möglichkeiten der Mitgestaltung einräumt? 

Antwort 

Um die gemeinsame Planung von Bund und Ländern 
auf dem Gebiet der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für das 
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Parlament transparenter zu machen und somit des- 
sen Kontrollmöglichkeiten zu stärken, hat die Bun- 
desregierung dem Deutschen Bundestag im Juli 1971 
den kurz zuvor beschlossenen ersten Rahmenplan 
für die Gemeinschaftsaufgabe zugeleitet. Die Bundes- 
regierung wird bei den weiteren Rahmenplänen 
ebenso verfahren. 

Außerdem hat sich die Bundesregierung bereits in 
ihren Antworten auf die Kleinen Anfragen der Ab- 
geordneten Hirsch, Dichgans, Mertes, Dr. Müller 
(München) und Genossen (Drucksache VI/1078) und 
der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Dr. Martin, Pfeifer, 
Dr. Gölter und Genossen (Drucksache VI/ 1705) bereit 
erklärt, den Deutschen Bundestag auf Wunsch schon 
vor der Aufstellung der Rahmenpläne für die Ge- 
meinschaftsaufgaben des Artikels 91 a GG über die 
Anmeldungen der Länder und ihre eigenen Vor- 
schläge zu den Plänen zu unterrichten. Sofern es ge- 
wünscht wird, ist die Bundesregierung auch bereit, 
vor der Beschlußfassung im Planungsausschuß über 
die auftretenden Probleme, z. B. in den zuständigen 
Fachausschüssen des Deutschen Bundestages, zu dis- 
kutieren und Anregungen entgegenzunehmen. 

Im übrigen stellt sich das Problem der parlamenta- 
rischen Kontrolle nicht allein bei den Gemeinschafts- 
aufgaben. Es handelt sich vielmehr um das grundsätz- 
liche Problem der Mitwirkung des Parlaments bei 
mittel- und langfristigen Planungen der Regierung, 
das ein wesentlicher Punkt der Beratungen der vom 
Deutschen Bundestag eingesetzten Enquete-Kommis- 
sion für Verfassungsreform ist. Die Bundesregierung 
hat in ihrer ersten Stellungnahme gegenüber der 
Enquete-Kommission vom 11. Januar 1972 auf die 
Schwierigkeiten des Problems hingewiesen und her- 
vorgehoben, daß eine Lösung im Einklang mit den 
Bestrebungen nach einer generellen Regelung des 
Verhältnisses Parlament-Regierung gesucht werden 
müsse. 


Frage 13 

Erkennt die Bundesregierung die Notwendig- 
keit an, im Rahmen der Erfolgskontrolle der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" neben den quantitati- 
ven Gesichtspunkten der Einkommenshöhe und 
des Arbeitsplatzdefizits auch den Gedanken der 
Qualität des Lebens als Beurteilungsmaßstab 
einzubeziehen? 

Antwort 

Die Bundesregierung sieht die Notwendigkeit, im 
Rahmen der Erfolgskontrolle der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" auch den Gedanken der Qualität des Le- 
bens als Beurteilungsmaßstab einzubeziehen und be- 
rücksichtigt entsprechende Überlegungen bei der 
Erarbeitung einer Konzeption der Erfolgskontrolle. 
Sie setzt damit ihre Bemühungen fort, die auch schon 
im Umweltprogramm der Bundesregierung vom 


29. September 1971 sowie im Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1972 (Ziffer 66) dargelegt worden sind. 


Frage 14 

Nach welchen Maßstäben und in welchen Fristen 
sollte nach den Vorstellungen der Bundesregie- 
rung die von ihr selbst als dringend erforderlich 
bezeichnete Neuabgrenzung und Reduzierung 
der auf über 60 der Fläche des Bundes ausge- 
weiteten Fördergebiete angestrebt werden? 

Antwort 

Die Frage bedarf zunächst einer Klarstellung. Von 
einer Ausweitung der Fördergebiete auf über 60 ^/o 
der Fläche des Bundesgebietes ist der Bundesregie- 
rung nichts bekannt. Vielmehr wurden die ehemali- 
gen Bundes- und Landesfördergebiete, die tatsächlich 
weit mehr als 60 ^/o ausmachten, im reduzierten Um- 
fange zu Gebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" er- 
klärt. Die neue Fläche der Fördergebiete, die seit der 
Einführung der Schwerpunktförderung innerhalb der 
Gemeinschaftsaufgabe weitgehend Gebietskulisse 
geworden ist, beträgt nur 58 ®/o des Bundesgebietes. 
Nur rd. 33 ®/o der Bevölkerung des Bundesgebietes 
wohnen in diesen Räumen. Die Förderung selbst 
konzentriert sich auf 312 Schwerpunktorte, die aus 
den insgesamt über 10 000 in Frage kommenden 
Gemeinden sorgfältig ausgewählt worden sind. 
Trotzdem hat der Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" seinen Unterausschuß beauftragt, 
die Arbeiten für eine Neuabgrenzung zügig voranzu- 
treiben. Diese Arbeiten haben zum Ziel, die Neu- 
abgrenzung so schnell wie möglich, spätestens je- 
doch bis zum 1. Januar 1975 herbeizuführen. 

Als Grundlage für eine Neuabgrenzung der Förder- 
gebiete, für eine präzisere Zielfestlegung und für 
eine Erfolgskontrolle soll das Gebiet der Bundes- 
republik in sachgerechte Gebietseinheiten aufgeglie- 
dert werden. Diese Gebietseinheiten sollen sich an 
Gegebenheiten und an Erfordernissen eines regio- 
nalen Arbeitsmarktes unter Berücksichtigung zumut- 
barer Pendelentfernungen orientieren, da ein Kern- 
ziel der Gemeinschaftsaufgabe die Schaffung neuer 
und die Sicherung bestehender Arbeitsplätze ist. Da- 
bei sollen die von der Ministerkonferenz für Raum- 
ordnung vorgeschlagenen Grenzen für die Mittel- 
bereiche (Verflechtungsbereiche für zentrale Orte 
mittlerer Stufe) nach Möglichkeit beachtet werden. 

Angesichts der Tatsache, daß die bisher entwickelten 
wissenschaftlichen Methoden keine ausreichende 
Basis für die Neuabgrenzung von Fördergebieten, 
für eine genauere Zielfesllegung und für eine Er- 
folgskontrolle bieten, war es bisher nicht möglich, 
ein geschlossenes Konzept zur Lösung dieser Fragen 
vorzulegen. Um die Grundlagen für die Fortentwick- 
lung der Rahmenplanung zu verbessern, hat der 
Unterausschuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" zunächst 
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drei Forschungsaufträge an wirtschafts- und regio- 
nalwissenschaftliche Institute vergeben. Es handelt 
sich um Aufträge zur Ermittlung der Gebietseinhei- 
ten, die der Abgrenzung der Fördergebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe zugrunde gelegt werden können, 
zur Aufstellung sektoraler Prognosen bezüglich des 
Arbeitsplatzangebotes in diesen Gebietseinheiten 
sowie zur Ermittlung von Arbeitsplatzbiianzen für 
diese Gebietseinheiten unter Einbeziehung der Pro- 
gnosen der Nachfrage nach Arbeitsplätzen. Die For- 
schungsergebnisse werden in Kürze vorliegen. 


Frage 15 

IhL die Buiidehieyiei uiiy beieil, in Zukuiiii in 
der Konjunkturpolitik regionale Unterschiede 
in der konjunkturellen Entwicklung mehr als 
bisher zu berücksichtigen und die Vorausset- 
zungen zu schaffen, künftig die regionale Ver- 
teilung von Infrastrukturausgaben im wesent- 
lichen bereits mit dem Haushaltsvoranschlag 
bekanntzugeben? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat bei Planung und Durch- 
führung ihrer konjunkturpolitischen Maßnahmen 
den Belangen der Struktur- und wirtschaftsschwachen 
Gebiete stets besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 
Die ausgeprägte regionalpolitische Akzentuierung 
der Konjunkturprogramme im Jahre 1967 sowie die 
fast vollständige Schonung der regionalen Förde- 
rungsmittel bei den konjunkturpolitischen Haus- 
haltssperren der letzten Jahre zeigen dies deutlich. 
Daher hält die Bundesregierung die von ihr beschlos- 
senen und im Konjunkturrat für die öffentliche Hand 
gebilligten „Grundsätze für die Abstimmung der 
Förderungsmaßnahmen des Bundes, der Länder und 
Gemeinden in der regionalen und sektoralen Struk- 
turpolitik" für ausreichend. Danach sollen einerseits 
konjunkturbedingte Investitionsprogramme nach 
Möglichkeit strukturpolitisch wichtige Investitionen 
bevorzugen und andererseits konjunkturdämpfende 
Maßnahmen nicht auf strukturpolitisch wichtige Maß- 
nahmen angewendet werden. Die Bundesregierung 
wird an diesen bewährten Grundsätzen auch in Zu- 
kunft festhalten; sie sind einvernehmlich konzipiert 
worden und gewährleisten damit am ehesten einen 
angemessenen Interessenausgleich zwischen den 
Belangen der strukturschwächeren und der struktur- 
stärkeren Gebiete. 

Eine regionale Aufgliederung der für Infrastruktur- 
vorhaben nach den Haushaltsvoranschlägen vorge- 
sehenen Ausgaben begegnet beim Bund besonderen 
Schwierigkeiten. In wichtigen Bereichen werden die 
Haushaltsmittel über die Länder vergeben, so z. B. 
bei den Gemeinschaftsaufgaben, bei der Wohnungs- 
bauförderung, Flurbereinigung, kommunalen Infra- 
strukturmaßnahmen u. a. Aber auch die unmittelbare 
Förderung des Bundes läßt sich vielfach erst im 
nachhinein regional aufgliedern. In zahlreichen Ein- 
zelfällen bringt erst der aufgrund einer Ausschrei- 


bung erfolgende Zuschlag Klarheit darüber, wie der 
einzelne Auftrag regional zuzuordnen ist. Die Erfah- 
rungen, die während der Aufstellung und Durchfüh- 
rung der Konjunkturprogramme 1967 gesammelt 
werden konnten, haben jedoch gezeigt, daß durch 
enge Zusammenarbeit mit den Ländern die für eine 
regionalpolitische Akzentuierung der Konjunktur- 
programme erforderlichen Informationen zur Ver- 
fügung gestellt werden konnten. 


Frage 16 

Welche Entwicklung der raumwirksamen Mittel 
des Bundes, insbesondere aber der Mittel für 
die Gememschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" ist in der mit- 
telfristigen Finanzplanung vorgesehen? 

Antwort 

Im zur Zeit geltenden Finanzplan bis 1975 sind für 
die Finanzierung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" Bundes- 
mittel in Höhe von jährlich 266 Mio DM vorgese- 
hen; über die Fortschreibung der Finanzplanung 
wurde bisher noch nicht entschieden. 

Das Bundesraumordnungsprogramm wird keine Aus- 
sage über die zukünftige Entwicklung der raumwirk- 
samen Bundesmittei enthalten. 


Frage 17 

Wie soll künftig die Abgrenzung der regionalen 
Strukturpolitik zum Bundesraumordnungspro- 
gramm sein? Wer ist für die Koordinierung und 
die Bestimmung von Prioritäten bei der Ver- 
wendung raumwirksamer Mittel innerhalb der 
Bundesregierung zuständig? 

Antwort 

Das Bundesraumordnungsprogramm, das im Rahmen 
der Ministerkonferenz für Raumordnung mit den 
Bundesländern abgestimmt und vom Bundeskabinett 
verabschiedet wird, soll den gesamträumlichen und 
überfachlichen Orientierungsrahmen darstellen, in- 
nerhalb dessen langfristige Zielvorsteilungen für die 
raum- und siedlungsstrukturelle Entwicklung des 
Bundesgebietes entwickelt werden. In das Programm 
sollen sich Maßnahmen der regionalen Strukturpoli- 
tik sinnvoll einfügen. Die raumbedeutsamen Ziele in 
den Plänen und Programmen des Bundes und der 
Länder werden durch das Bundesraumordnungspro- 
gramm koordiniert und zu einem Zielsystem zusam- 
mengeführt. Durch die Ableitung von Schwerpunkten 
und Prioritäten soll der zukünftige Einsatz raum- 
wirksamer Bundesmittel auf das Zielsystem ausge- 
richtet werden. Die Bundesregierung hat sich zu 
einer integrierten Strukturpolitik bekannt, zu der 
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sowohl das Bundesraumordnungsprogramm als auch 
die regionale Wirtschaftspolitik beitragen. 


Bundesressorts und in die Landes- und Regionalpla- 
nung. 


Das Bundesraumordnungsprogramm soll es dem 
Bund und den Ländern bei der Verwendung raum- 
wirksamer Mittel ermöglichen oder erleichtern, für 
die jeweiligen Planungen und Maßnahmen eine grö- 
ßere Effizienz zu erreichen. Als Orientierungsrah- 
men für den Einsatz raumwirksamer Bundesmittel 
soll es verbindlich sein. Anpassungen der raumwirk- 
samen Planungen und Maßnahmen an die im Bundes- 
raumordnungsprogramm enthaltenen Ziele sind von 
den Bundesressorts in eigener Verantwortung vor- 
zunehmen. Als ein Koordinierungsprogramm bein- 
haltet es keine Eingriffe in die Fachplanungen der 


I 
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Frage 18 

Wann wird das Bundesraumordnungsprogramm 
der Öffentlichkeit vorgelegt? 

Antwort 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Bun- 
desraumordnungsprogramm Ende 1972 vorgelegt 
werden kann. 
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